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Antrag

der Abgeordneten Margarete Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote, Thomas Gehring, Renate Ackermann, Dr. Sepp Dürr, Eike Hallitzky, Ludwig Hartmann, Christine Kamm, Thomas Mütze, Dr. Martin Runge, Maria Scharfenberg, Theresa Schopper, Claudia Stamm, Susanna Tausendfreund, Simone Tolle und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Verlängerung des Kostenerstattungszeitraums für Schülerbeförderungskosten bis zum Ende der 12. Klasse

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur Änderung des Schulwegkostenfreiheitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000, zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juli 2005 (GVBl S. 271), vorzulegen.
In dem Gesetzentwurf soll Art. 3 Abs. 2 durch folgende neue Regelungen ergänzt werden:
1. Die Kostenfreiheit des Schulwegs für Schülerinnen und Schüler an öffentlichen und staatlich anerkannten und staatlich genehmigten privaten Gymnasien, Berufsfachschulen (ohne Berufsfachschulen in Teilzeitform) und Wirtschaftsschulen wird zukünftig bis zum Ende des 12. Schuljahres gewährleistet. 

2. Für Schülerinnen und Schüler an öffentlichen und staatlich anerkannten privaten Fachoberschulen und Berufsoberschulen sowie für Schülerinnen und Schüler im Teilzeitunterricht an öffentlichen und staatlich anerkannten privaten Berufsschulen erstattet der Aufgabenträger ebenfalls die Kosten der notwendigen Beförderung bis zum Ende des 12. Schuljahrgangs. 

3. Von dieser Regelung ausgenommen sind volljährige Schülerinnen und Schüler mit eigenem Einkommen, soweit deren Gesamtkosten der Beförderung eine Familienbelastungsgrenze von derzeit 395,00 Euro (abhängig vom Verbraucherindex in Bayern) nicht übersteigen. Der Nachweis ist von den Schülerinnen bzw. Schülern zu erbringen.


Begründung:

Das Gesetz über die Kostenfreiheit des Schulweges (Schulwegkostenfreiheitsgesetz – SchKFrG) vom 31. Mai 2000 regelt die Notwendigkeit der Beförderung und weist diese Aufgabe den Kommunen zu. In der Regel gilt die Beförderung für notwendig, wenn der Schulweg länger als drei Kilometer ist. Bei kürzeren Strecken nur dann, wenn er besonders gefährlich oder beschwerlich wäre. Wenn diese Kriterien zutreffen, werden die Kosten für die notwendige Beförderung durch den Aufgabenträger getragen. Diese Regelung wird jedoch eingeschränkt. Und die Kostenübernahme wird in der Regel längstens bis zum Abschluss der 10. Jahrgangsstufe durch den Aufgabenträger übernommen. 

Bei Schülern ab der 11. Jahrgangstufe werden Sonderregelungen aktiviert. Die Kostenerstattung erfolgt dann nur auf Nachweis der Überschreitung der Familienbelastungsgrenze (derzeit 395 Euro − abhängig vom Verbraucherindex in Bayern). Nachdem jedoch in Regel auch Schülerinnen und Schüler der 11. und 12. Jahrgangsstufe über kein eigenes Einkommen verfügen und in der Regel die Aufwendungen für Bildung und Ausbildung noch weit höher lie​gen als in den unteren Jahrgangsstufen, ist es nicht nachvollziehbar, dass für diese Zeit keine (bzw. nur gegen Nachweis der Familienbelastungsgrenze) Übernahme der Beförderungskosten mehr erfolgen soll.

Um diese Änderung realisieren zu können, müssen weitere Mittel im Nachtragshaushalt zu Verfügung gestellt werden. Zwar werden in Bayern die Kosten für den Beförderungsbedarf nicht vom Land, sondern von den Aufgabenträgern – den Kommunen – getragen und vom Land auf Antrag der Kommune bezuschusst. Der Anteil des Landes bzw. die Höhe des Zuschusses an den Schülerbeförderungskosten beträgt in der Regel ca. 60 Prozent des Gesamtaufwandes. Zukünftige und zu verändernde Regelung sollte die reguläre Kostenaufteilung  60 Prozent Land, 40 Prozent die Kommunen festschreiben, um dadurch die Antragsflut einzudämmen und die Kosten für Kommune und Land reduzieren zu können und eine feste Planungsgröße für die Beteiligten zu schaffen.         
Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung.

